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(Nr. 12955.) Verordnung über die Übertragung des Rechtes zum Ausbau der Havel an die Waſſer⸗ 
genoſſenſchaft in Liebenwalde. Vom 15. April 1925. 


Di Waſſergenoſſenſchaft zur Regelung des Waſſerabfluſſes der Schnellen Havel in Liebenwalde wird gemäß 


§ 155 Abf. 2 des Preußiſchen Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) das Recht zum Ausbau 
der Havel zwiſchen Zehdenick und Friedrichsthal übertragen. N 


Berlin, den 15. April 1925. 


BED Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſterpräſidenten: 
Severing. . Steiger. 


(Nr. 12956.) Verordnung zum Reichsgeſetz über die Volks⸗, Berufs⸗ und Betriebszählung 1925 vom 
13. März 1925 (Reichsgeſetzbl. I S. 19). Vom 29. April 1925. 


Auf Grund des Geſetzes über die Volks-, Berufs- und Betriebszählung 1925 vom 13. März 1925 und des 
$ 8 der Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Volks-, Berufs- und Betriebszählung 1925 vom 
14. März 1925 (Reichs-Min. Bl. S. 131) wird folgendes verordnet: 


Artikel 1. 

Die nach Artikel 4 Abs. 1 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 30. November 1920 Stimm⸗ 
berechtigten find verpflichtet, das Ehrenamt eines Zählers für die Volks, Berufs- und Betriebszählung 1925 
zu übernehmen. 

Artikel 2. 

Zur Ablehnung oder Niederlegung des Zähleramts berechtigen: 

J. Krankheit oder Gebrechen, die eine ordnungsmäßige Ausübung des Amtes hindern; 

2. dringende Geſchäfte, die eine Abweſenheit vom Wohnorte zur Zeit der Zählung erfordern; 

3. ein Alter über 60 Jahre; 

J. die Berufstätigkeit als Arzt oder Apotheker; 

5. das Amt eines unmittelbaren Reichs- oder Staatsbeamten, ſofern die Zählertätigkeit mit den 
dienſtlichen Aufgaben nicht vereinbar iſt, worüber im Zweifelsfalle die Dienſtſtelle des Beamten 
oder, falls er Leiter der Dienftftelle iſt, die übergeordnete Dienſtſtelle entſcheidet; 

bei Frauen die Erziehung von mehr als zwei Kindern oder die Führung eines größeren Haushalts 
7. beſondere Umſtände, die im Einzelfalle die Ablehnung oder Niederlegung rechtfertigen. 


©> 


Artikel 3. 
Wier ohne berechtigten Entſchuldigungsgrund die Annahme des Zähleramts verweigert oder das Amt 
niederlegt oder ſich der Wahrnehmung des ihm übertragenen Amtes tatſächlich entzieht, kann in eine Geld— 
ſtrafe von 10 bis 200 .RA genommen werden. Die Geldſtrafen unterliegen der Beitreibung im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren. 

Artikel 4. a 
Der Gemeindevorſtand beſtellt die Zähler. Er beſchließt über die Berechtigung zur Ablehnung oder 
Niederlegung des Zähleramts ſowie über die Feſtſetzung der verwirkten Geldſtrafe. Gegen den Beſchluß des 
Gemeindevorſtandes findet nur die Beſchwerde an die Kommunalaufſichtsbehörde ftatt, 
Geſetzſammlung 1925. (Nr. 1295512957.) 


Ausgegeben zu Berlin, den 1. Mai 1925. 5 


et 
Artikel 5. 


Die Haushaltungsvorſtände find verpflichtet, die nach den Zählpapieren zu machenden Angaben in 910 
Haushaltungsliſten einzutragen. Iſt ein Haushaltungsvorſtand während der Zählung abweſend und hat er 


bis zum 19. Juni 1925 die ausgefüllten Fragebogen ſeinem Hauswirte nicht zugeſandt, ſo iſt dieſer oder ſein 


Stellvertreter in der Hausverwaltung, falls ein Vertreter des Haushaltungsvorſtandes die Ausfüllung nicht 


vornimmt, verpflichtet, an Hand der polizeilichen Anmeldungen und mit Hilfe ſonſt vorhandener Unterlagen 


nach beſtem Wiſſen die Ausfüllung der Zählpapiere für den fraglichen Haushalt vorzunehmen. Die Strafe 
beſtimmung des § 5 des Reichsgeſetzes vom 13. März 1925 über die Volks-, Berufs- und Betriebszählung 1925 


iſt auch in dieſem Falle anzuwenden. 
Artikel 6. 


Die Gemeinden find befugt, zur Vorbereitung und Sicherung der Volks-, Berufs- und Betriebszählung 
eine Vorerhebung zu veranſtalten, die ſich jedoch auf die ſtatiſtiſche Aufnahme der Grundſtücke, Wohnungen 


und Haushaltungen zu beſchränken hat. 
Artikel 7. 


Auf dieſe Vorerhebung (Artikel 6) find, ſoweit fie ſich auf die zur Vorbereitung der Volks-, Berufs⸗ und 


Betriebszählung erforderlichen Fragen beſchränkt, die Beſtimmungen über das Zähleramt (Artikel I ff.) fin 
gemäß anzuwenden. 


Wer bei dieſer Vorerhebung die an ihn gerichteten Fragen wiſſentlich wahrheitswidrig beantwortet oder 
die ihm obliegenden Angaben zu machen verweigert, wird gemäß § 5 des Geſetzes über die Volks-, Berufs, 


und Betriebszählung vom 13. März 1925 mit Geldſtrafe beſtraft. 
Artikel 8. 


Die näheren Beſtimmungen über die Ausführungen der Volks-, Berufs- und Betriebszählung erläßt 


der Miniſter des Innern. 
Artikel 9. 
Dieſe Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 29. April 1925. 


Sicgel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Sr ee shake Severing. 


(Nr. 12957.) Sechſte Verordnung zur Durchführung der Preußiſchen Steuernotverordnung. Vom 23. April 1925. 


Auf Grund des § 8 Abſ. 2 der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 1. April 1924 (Geſetzſamml. S. 191) 


in der Faſſung der Dritten Preußiſchen Steuernotverordnung vom 28. März 1925 (Geſetzſamml. S. 42) wird 


mit Wirkung vom 1. April 1925 ab folgendes verordnet: 
et 
Die Erſte Verordnung zur Durchführung der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 26. April 1924 
(Geſetzſamml. S. 484) wird wie folgt geändert: 
1. Im § 1 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „gemäß §§ 3 und 4“ die Worte „gemäß $ 3", 
2. Im § 2 werden die Abſätze 1 und 3 geſtrichen. 
§ 2. 
Die Fünfte Verordnung zur Durchführung der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 18. Dezember 
1924 (Geſetzſamml. S. 763) wird wie folgt geändert: 
1. § 1 wird geſtrichen. 
2. § 3 erhält folgende Faſſung: 
Anträge gemäß § 2 Abſ. 2a und gemäß § 3 Abſ. 3 der Preußiſchen Steuernotverordnung 
in der Faſſung der Dritten Preußiſchen Steuernotverordnung vom 28. März 1925 (Geſetzſamml. 
S. 42) ſind bis zum 30. September 1925 zu ſtellen. 
Berlin, den 23. April 1925. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Höpker Aſchoff. 
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